
gesetz und gegen die Bestimmungen über das Betreten 
des Grenzgebietes sowie bei Erregung öffentlichen 
Ärgernisses und anderen Delikten. Demgegenüber wer­
den bei Eigentumsdelikten Geldstrafen nur in sehr ge­
ringem Umfang ausgesprochen.
Die mit der Anwendung der Geldstrafe im Zusammen­
hang stehenden Fragen bedürfen u. E. auch weiterhin 
spezieller Untersuchungen und Erörterungen. Aber be­
reits jetzt muß davon ausgegangen werden, daß die 
Anwendung der Geldstrafe unter Beachtung ihrer ge­
setzlichen Androhung immer dann möglich und richtig 
ist,
— wenn es sich um ein nach Art und Umfang gering­

fügiges Delikt handelt, bei dem auch unter Berück­
sichtigung der Persönlichkeit des .Täters, seiner bis­
herigen Entwicklung und seines Verhaltens in bezug 
auf die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und die Regeln des gesellschaftlichen Zusammen­
lebens weder eine Freiheitsstrafe noch eine bedingte 
Verurteilung einschließlich der damit verbundenen 
besonderen Erziehungsmaßnahmen erforderlich ist;

— wenn unter Berücksichtigung der Lebensverhältnisse 
des Beschuldigten, insbesondere seiner Einkommens­
und Vermögensverhältnisse, eine der Höhe nach so­
wohl der Bedeutung des Delikts als auch diesen Ver­
hältnissen angemessene Geldstrafe den Beschuldig­
ten spürbar und nachhaltig darauf hinweist, daß er 
in Zukunft die Gesetzlichkeit achten und einhalten 
muß.

Es kann aber auch nicht übersehen werden, daß die 
Anwendungsmöglichkeit der Geldstrafe durch die Auf­
hebung des § 27 b StGB stark eingeschränkt worden ist. 
Das trifft insbesondere auf die Eigentumsdelikte zu. 
Weder § 29 StEG noch § 242 StGB, im Normalfall auch 
nicht die §§ 246, 263 StGB lassen die Anwendung der 
Geldstrafe zu. Das wird von den Gerichten teilweise 
nicht beachtet. So hat z. B. ein Berliner Stadtbezirks­
gericht einen Beschuldigten wegen eines Diebstahls in 
einem Selbstbedienungsladen gemäß § 29 StEG zu 
50 DM Geldstrafe im Strafbefehlsverfahren verurteilt. 
Bei Eigentums- und Vermögensdelikten ist jedoch fol­
gendes zu beachten:
Bei Entwendung kleinerer Mengen von Nahrungs- und 
Genußmitteln, vor allem bei der relativ großen Gruppe 
der Diebstähle in Selbstbedienungsläden, ist zu prüfen, 
ob der Tatbestand des § 370 Ziff. 5 StGB erfüllt ist, der 
die Anwendung der Geldstrafe zuläßt und dessen An­
wendung auch bei Angriffen gegen das sozialistische 
Eigentum möglich ist.5
Bei den möglicherweise im Strafbefehlsverfahren zu 
beurteilenden Unterschlagungs- und Betrugshandlun­
gen gegen das persönliche und private Eigentum ist zu 
prüfen, ob mildernde Umstände gern. §§ 246 Abs. 2 und 
263 Abs. 2 vorliegen. In diesen Fällen kann ebenfalls 
auf Geldstrafe erkannt werden.
Die bisherige Praxis des Erlasses von Strafbefehlen 
zeigt, daß die hier genannten gesetzlichen Bestimmun­
gen nahezu unbeachtet geblieben sind.

Strafbefehl gegen rückfällige und uneinsichtige Täter

Schließlich muß bei Erlaß eines Strafbefehls geprüft 
werden, ob das Ziel des gerichtlichen Verfahrens, den 
Beschuldigten zur Einhaltung der Gesetze zu erziehen 
und die sozialistische Gesetzlichkeit wiederherzustellen, 
mit dieser Verfahrensart erreicht werden kann. Es muß 
vermieden werden, daß durch die gesetzlich an sich 
mögliche Anwendung der Geldstrafe die im konkreten

5 ln einer Entscheidung des Obersten Gerichts vom 16. Oktober 
1954 - 1 Zst - Pl-in 31/54 - (NJ 1954 S. 703) wurde bereits die 
Anwendung des § 370 Zilf. 5 StGB auf geringfügige Entwen­
dungen sozialistischen Eigentums für zulässig erklärt.

Fall notwendige Anwendung einer anderen Strafart 
umgangen wird.
Die Tatsache, daß der Beschuldigte vorbestraft ist, 
schließt keineswegs von vornherein den Ausspruch einer 
Geldstrafe im Strafbefehlsverfahren aus. Hier sind ins­
besondere die Art der Vorstrafe, der Zeitraum zwi­
schen Vorstrafe und erneuter Tatbegehung und das 
Verhalten des Beschuldigten während dieser Zeit ein­
gehend zu prüfen.
Andererseits kann aber auch nicht außer acht gelassen 
werden, daß der Erforschung der Ursachen des erneuten 
Straffälligwerdens eines bereits vorbestraften Bürgers 
erhöhte Bedeutung zukommt6. Die von einem Bürger 
trotz — gegebenenfalls sogar einschlägiger — Vorstrafen 
begangene Straf rech tsverletzung wirft die Frage nach 
der Wirksamkeit der vor der erneuten Tatbegehung 
ausgesprochenen gerichtlichen Maßnahme, des Straf­
vollzuges und der bisherigen erzieherischen Einfluß­
nahme des Kollektivs und der Gesellschaft auf und 
zwingt zu der Überlegung, welche Maßnahmen nun­
mehr eingeleitet werden müssen, um einer nochmaligen 
Gesetzesverletzung durch denselben Bürger wirksam 
vorzubeugen. In vielen Fällen wird die genaue Erfor­
schung dieser Umstände, insbesondere bei einschlägig 
und relativ kurze Zeit vor der erneuten Tatbegehung 
straffällig gewordenen Tätern nur dann möglich sein, 
wenn sich das Gericht in der Hauptverhandlung unter 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte mit dem Ange­
klagten auseinandersetzt.
Ein Kreisgericht erließ einen Strafbefehl wegen Dieb­
stahls gegen eine Beschuldigte, die bereits viermal ein­
schlägig vorbestraft war, keiner geregelten Arbeit nach­
ging und deren Verhalten im Wohngebiet mehrfach zu 
Beanstandungen geführt hatte. In diesem Falle war 
offensichtlich, daß die Annahme, die Beschuldigte 
werde durch die Zustellung eines Strafbefehls — eine 
Aussprache mit der Beschuldigten hatte nicht statt­
gefunden — zu einer Änderung ihres Verhaltens be­
stimmt werden, abwegig war. Hier wäre die Durch­
führung einer Hauptverhandlung und die Festlegung 
besonders wirksamer Erziehungsmaßnahmen, gegebe­
nenfalls die Verurteilung zu einer bedingten Gefäng­
nisstrafe, verbunden mit der Verpflichtung, einen zuge­
wiesenen Arbeitsplatz für eine bestimmte Zeit nicht zu 
wechseln, erforderlich gewesen.
Gleichermaßen wirkungslos erwies sich auch der von 
einem anderen Kreisgericht erlassene Strafbefehl ge­
gen ein ebenfalls vorbestraftes Ehepaar. Die Beschul­
digten hatten zum Zeitpunkt des Erlasses des Straf­
befehls eine im Ordnungsstrafverfahren verhängte 
Geldstrafe noch nicht bezahlt. Das war dem Gericht 
bekannt. Sie kamen schließlich auch der sich aus dem 
Strafbefehlsverfahren ergebenden Verpflichtung nicht 
nach.
Ähnliche Überlegungen wie im Verfahren gegen Rüde- 
fällige müssen auch in den Fällen Platz greifen, in de­
nen der Beschuldigte zwar nicht vorbestraft ist. sich 
aber bisherigen Belehrungen, Ermahnungen und Erzie­
hungsmaßnahmen gegenüber uneinsichtig oder ableh­
nend verhielt.
Ein Kreisgericht erließ fehlerhaft einen Strafbefehl 
über 250 DM gegen einen Kraftfahrer, der mit seinem 
Fahrzeug am Straßenverkehr teilgenommen hatte, ob­
wohl seine Fahrtüchtigkeit infolge Alkoholgenusses er­
heblich beeinträchtigt war. Der Blutalkoholbefund er­
gab 2,3 "(in. Dem Beschuldigten war kurze Zeit vorher 
wegen ähnlicher Handlungen durch die Verkehrspolizei

6 Vgl. Harrland, ..Die Kriminalität in der DDR und in West­
deutschland im Jahre 1961“. NJ 1962 S. 732 ff.: Buohliolz, „Die 
Erforschung der Ursachen der RüChfallkriminalität bei Eigen­
tumsdelikten“. NJ 1963 S. 71 ff.: Bartvinsky/Knecht, „Zum Be­
griff der Rückfallkriminalität“, NJ 1964 S. 428 ff.
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